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BUND AKTIVER DEMOKRATEN 

,,Wir und der 17. Juni" 
eine zeitg,eschichtliche Betrachtung 

von Georg Prinz 

Die Ostverträge und der Grundvertrag zwischen der BUNDES­
REPUBLIK DEUTSCHLAND und der DDR haben die außenpoli­
tischen Beziehungen zu den östlichen Nachbarländern normalisiert. 
Dennoch hat es im mitteldeutschen Staat Polemik gegen den „so­
zialdemokratischen Revisionismus" gegeben, d. h. also Stellung­
nahmen gegen Wesen und Programm der maßgebenden Regie­
rungspartei der BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND. 
So sollte vielleicht der 17. Juni 1973 Anlaß sein, die Verschieden­
heiten der gesellschaftl ichen Systeme der BUNDESREPUBLIK 
DEUTSCHLAND und der DDR einer Überprüfung zu unterziehen. 
Zufällig - oder auch nicht zufällig - hat der Hessische Minister­
präsident sich die Ehre gegeben, zur feierlichen Eröffnung der Aus­
stellung: 

„Revolution und demokratischer Widerstand 
in der Hessischen Geschichte -
Hessen in der Revolution 1848/49" 

am Sonntag, dem 17. Juni 1973, 11 Uhr, in das Große Haus des 
Staatstheaters Darmstadt einzuladen. 
Damit verbunden war die Verleihung der höchsten Auszeichnung 
des Landes Hessen, der Wilhelm Leuschner-Medaille, an Professor 
Dr. Herbert Lewin, Staatssekretär a. D. Friedrich Georg Schmidt 
und Karl-Hermann Flach MdB, Generalsekretär der Freien Demo­
kratischen Partei (FDP). 
Zwei der Geehrten, die wir auch von Tagungen unseres Dachver­
bandes, der Union Deutscher Widerstandskämpfer_ und Verfolg­
tenverbände e. V. gut kennen, haben während der Zeit des soge­
nannten Dritten Reiches Widerstand geleistet und Verfolgung er­
litten. 
Hermann Flach, früher Redakteur der Frankfurter Rundschau und 
als politischer Leitartikler Kämpfer für den freiheitlich-demokra­
tischen Rechtsstaat, lernte nach 1945 als junger Mensch das auto­
ritäre Regime in Mitteldeutschland kennen. 
Osswald, Hessischer Ministerpräsident, erklärte, daß die Ausstel­
lung ,, . . .. den Spannungsbogeri von 1848 bis in unsere Zeit . . . " 
aufzeigen solle. 
Leider blieb der Bogen ohne Spannung und das, was man eigent­
lich an einem 17 .. Juni hätte erwarten dürfen, blieb ungesagt. Ent­
täuscht blieben diejen igen, die gehofft hatten, an diesem Tage, eini­
ges aus dem Munde eines prominenten Politikers zu hören, das 
zur Klärung des Verhältnisses zwischen den Ereignissen des 
17. Juni 1953 und dem Grundvertrag hätte beitragen können. 
So war es auch kein Trost, daß der Präsident der Technischen 
Hochschule Darmstadt, Prof. Dr. Helmut Böhme, der über die Ein­
heit oder Gleichheit und die Folgen der gescheiterten Revolution 
des Jahres 1848 sprach, auch über das Thema hinausgriff und auf 
die immer noch unzureichende Dotierung der Hochschulen zu spre­
chen kam. 
17. Juni 1973. Man möchte meinen, daß es auch hier einen Span­
nungsbogen zum 17. Juni 1953 gibt, und daß Einheit und Gleich­
heit Begriffe sind, die auch heute noch unserer Wertschätzung ge­
wiß sein dürfen. Sogar im Hinblick auf die Gegenwart. Bedeuten 
die Ostverträge, bedeutet der Grundvertrag, daß bei uns die Ge­
schichte umgeschrieben wird? 

Nun, in freiheitlich - demokratischen Rechtsstaaten pflegt das nicht 
nötig zu sein. 
Oder haben wir im Hinblick auf außenpolitische und auch andere 
politische Verträge unsere Meinung zu zügeln? Oder aber diese 
vorher mit einem noch Einflußreicheren abzustimmen? 
Nichts von dem! 
Was also wird uns auch weiterhin von den Staaten im Osten un­
terscheiden und damit die westliche Welt von der östlichen? 
Die westliche Welt - und dazu gehören auch unsere beiden Re­
gierungsparteien, die Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
(SPD) und die Freie Demokratische Partei (FDP) - gehen von den 
moralischen Werten der Freiheit, der Gerechtigkeit und der mensch­
lichen Solidarität aus. 
Der Kommunismus geht von einer geschlossenen Theorie aus; 
Freiheit bedeutet bei ihm Einsicht in die Notwendigkeit. Was not­
wendig ist, bestimmt die Partei! 
Wir wollen bestehende Herrschaftsformen nur dort - und dies de­
mokratisch - aufrechterhalten, wo es notwendig ist, sie abbauen, 
wo es möglich ist. 
Die Kommunisten haben bei Vergesellschaftung der Produktions­
mittel eine neue Klassengesellschaft entstehen lassen. Der hier­
archische Aufbau dieser Gesellschaft - einschließlich der Streit­
kräfte im Kommunismus - ist strenger als bei uns. 
Wir sind ein freiheitlich - demokratischer Sozialstaat. Die Kommu­
nisten haben das Privateigentum an Produktionsmitteln aufgeho­
ben. Alles gehört dem Staat. 
Dem Arbeitnehmer dort aber geht es schlechter als bei uns. 
Wir gestatten dem Staatsbürger untersch iedliche persönliche 
Grundüberzeugungen und sind der Überzeugung, daß Vielfalt und 
Wettbewerb der Meinungen Bedingung des Fortschrittes ist. Die 
Kommunisten erkennen nur den Marxismus-Leninismus als allge­
meinverbindliche Staatstheorie an. Abweichungen werden verur­
teilt. 
Bei uns entscheidet die Mehrheit; Meinungsbildung erfolgt in den 
Parteien von unten nach oben. Auch im Parlament! Bei den Kommu­
nisten wird mit Mehrheit nur im obersten Gremium, dem sogenann­
ten Politbüro, entschieden. Die Meinungsbildung erfolgt von oben 
nach unten. 
Bei uns herrscht Freizügigkeit. Der Bürger kann reisen, wohin er 
will. 
Bei den Kqmrn:-unisten bedarf es dazu besonderer Erlaubnisse; sie 
werden in der Regel nicht für Staaten des freien Westens erteilt. 
Bei uns gibt es weniger Verlogenheit. Die Sprache ist freier und 
offener, die Meinung ehrlicher, das Gespräch ohne scheuen Rund­
blick möglich. 
Die Geschichte wird bei uns nicht „umgeschrieben", auch nicht die 
Philosophie! 
Beweise: 
.. ~a_s Wesen der freien Presse ist das charaktervolle, vernünftige, 
s1ttl1che Wesen der Freiheit. Der Charakter der zensierten Presse 
ist das charakterlose Unwesen der Unfreiheit, sie ist ein zivilisiertes 
Ungeheuer, eine parfümierte Mißgeburt." Der dies schrieb war kein 
anderer als Karl Marx im Jahre 1842. 



Dieser erste politische Artikel von Karl Marx wird heute sowohl in 
sowjetischen wie chinesischen Veröffentlichungen verschwiegen. 
Wie Marx und Engels setzte sich nun auch Lenin - zumindest in 
seinen Schriften _ für das Selbstbestimmungsrecht der Völker ein. 
Im Jahre 1915 erklärte er: ,, ... Wir fordern das Selbstbestimmungs­
recht, d. h. die Unabhängigkeit, d. h. die Freiheit der Separation 
der unterdrückten Nationen (W. 1. Lenin: Das revolutionäre Prole­
tariat und das Selbstbestimmungsrecht der Nationen s. Lenin: Wer­
ke Bd. 22, S. 151)". 
Weder Pressefreiheit noch Selbstbestiq,mungsrechte der Völker 
werden heute im östlichen Machtbereich gewährleistet. , 
Wie die Wirklichkeit eines auf dem Boden des Marxismus-Leninis­
mus errichteten Staates aussieht, geht aus dem auf dem XX. Par­
teitag der Kommunistischen Partei der Sowjetunion (KPdSU) ge­
haltenen Referat von Chrustschow hervor. In diesem Zusammen­
hang bezeichnete Chrustschow die große Säuberung der Jahre 
1936-1938 als „Massenunterdrückung", die auch zur Hinrichtung 
treuer Kommunisten geführt habe. ,,Es wurde festgestellt " , erklärte 
Chrustschow, ,,daß von den auf dem 17. Parteikongreß gewählten 
139 Mitgliedern und Kandidaten des Zentralkomitees der Partei 
98 Personen, das sind 70%, in den Jahren 1937-1938 verhaftet und 
liquidiert wurden .. " Dabei ist der Ausdruck „liquidiert" als „er­
mordet" zu verstehen. 
Chrustschow warf Stalin darüber hinaus auch die Deportation gan­
zer Völker vor, darunter der Kalmücken, Tschetschenen, lnguschen, 
Balkaren. 
Millionen wurden von dem kommunistischen Regime ihrer Heimat, 
ihres Brotes, ihres Berufes beraubt, verfolgt, deportiert und zum 
Teil getötet. 
Auch .die Ostverträge und der Grundvertrag sollen uns nicht ver­
anlassen, können uns nicht veranlassen, diese Dinge zu verschwei­
gen. 
Wir müssen von ihnen mit der gleichen Unbefangenheit reden dür­
fen, wie über die Verbrechen der NS-Zeit, des sog. ,,Dritten Rei­
ches", das nicht zuletzt auch durch Mithilfe der Kommunisten die 
Macht in Deutschland übernommen hat, und das nicht zuletzt 
durch Mithilfe der Bolschewisten seinen zweiten Weltkrieg mit dem 
Einmarsch in Polen begann. 
Die Publikationsorgane der DDR - keine Freie Presse, zensurge­
lenkte Organe - werfen so gern und so oft den Sozialdemokraten 
Ebert, Scheidemann und Noske vor, sie hätten der Machtergreifung 
Hitlers Vorschub geleistet. Tatsächlich haben die deutschen Korn_ 
munisten - natürlich auf Anweisung Moskaus - den Nationalsozia­
listen in die Hand gearbeitet, dies nicht nur beim Berliner Ver­
kehrsstreik. 
In ihrer verhängnisvollen naiven Auffassung vom geschichtsnotwen­
digen Sieg des Sozialismus haben sie geglaubt, das Regime Hitlers 
werde nur den Prozeß des Überganges zum Sozialismus (wie sie 
ihn verstanden) beschleunigen. Aus diesen Gründen 'verteufelten 
sie die SPD als Sozialfaschisten und taten, im Verein mit der äus­
sersten Rechten, alles, um die erste deutsche Republik zu stürzen. 
Die Staatstheorie der Kommunistischen Parteien der Zeit nach Sta­
lin ist in dem Lehrbuch „Grundlagen des wissenschaftlichen Kom­
munismus" niedergelegt; das im Jahre 1967 veröffentlichte Werk 
verkündet nach wie vor weltrevolutionäre Zielsetzungen und be­
nennt als Hauptziel den Sturz des kapitalistischen Systems in der 
ganzen Welt und seine Ersetzung durch eine kommunistische Ge­
sellschaft. Es unterscheidet bei Kriegen „gerechte" von „ungerech­
ten" Kriegen. 
Dabei machen die Ausführungen klar, daß das in der Sowjetunion 
errichtete System als Modell für alle anderen Länder gelten soll 
und die Sowjetunion die führende Rolle gegenüber allen anderen 
„sozialistischen Ländern" zu spielen habe. Die neue Doktrin von 
der „internationalen Diktatur des Proletariats" bringt weiterhin 
zum Ausdruck, daß die mit der UdSSR verbündeten Länder nur 
gegenüber der nichtkommunistischen Welt souverän seien. 
Diese Feststellung dürfte auch im Hinblick auf den Grundvertrag 
und die Ostverträge in staats- und völkerrechtlicher Hinsicht von 
Bedeutung sein. 
Diese „Grundlagen des wissenschaftlichen Kommunismus" sind 
nicht nur für alle Universitäten und Hochschulen der UdSSR ver­
bindlich; sie sind verbindlich auch für alle anderen Universitäten 
und Hochschulen, für die kommunistischen Parteien, für die Ge­
sellschaft der anderen Länder des Ostblocks. 

Die im Oktober 1965 erfolgte Verhaftung der sowjetischen Schrift­
steller Sinjawskij und Daniel, die Attacken gegen reformfreudige 
Schriftsteller, darunter Solschenyin, Ehrenburg, zeigen an, daß der 
Kurs des Sowjetregimes nach der Absetzung Chrustschows wieder 
härter geworden ist. 
Das zeigt auch die Unwirksamkeit des 60-Seiten Memorandums des 
russischen Wissenschaftlers und Atomforschers Sacharow, der u. a. 
die Aufhebung der Zensur, Erlaubnis zum internationalen Austausch 
von Informationen, Maßnahmen zur Überwindung der Willkür in der 

sowjetischen Staatspraxis, Aufhebung aller verfassungswidrigen 
Gesetze fordert. 
Sancharow fordert auch die Aufhebung des in der Sowjetunion vor­
handenen Klassenstaates, der durch versteckte Privilegien die loy­
alen Diener und Handlanger - Funktionäre - des bolschewistischen 
Systems belohne und besteche. 
Diese großen Unterschiede zu sehen und sie nicht · zu verschwei­
gen ist die Pflicht eines jeden politisch denkenden Staatsbürgers. 
Bei aller Kritik, die wir so ·oft - und mir scheint bisweilen im Über­
maß .: an unser Staatswesen anlegen: es ist so schlecht nicht, und 
viele seiner Kritiker würden, lebten sie einmal erst in den Ländern 
des Ostblockes, sich nach den Fleischtöpfen der westlichen Welt 
zurücksehnen. Man verstehe nicht falsch: Ich meine mit den 
,, Fleischtöpfen" keinesfalls nur die materiellen Vorteile der west.:. 
liehen Welt. 
Wir begrüßen die Entspannung; sie ist Ausdruck der Friedens­
sehnsucht aller Völker. Wir sind für den Frieden. 
Für einen wachsamen Frieden. 
wachsam nicht zuletzt deshalb, weil zum Osten auch ein militä­
risches Machtpotential gehört. 
Das Kräfteverhältnis zwischen der Militärmacht im Osten, deren 
Stärke weiter anwächst, und dem Westen wird dadurch gekenn­
zeichnet, daß der Warschauer Pakt allein in der DDR, in Polen und 
der CSSR 59 Divisionen mit insgesamt 860.000 Mann und 20.000 
.Panzern unterhält, wozu noch die im Westen der UdSSR stehen­
den 30 Divisionen mit 8.000 Panzern zu rechnen sind. 
Dem stehen im Westen Europas nur 28 Divisionen mit 725.000 Sol­
daten und ca. 6.500 Panzern gegenüber. Dies noch ohne sofort ver­
füqbare Reserven. 
Wie sagte doch Osswald bei der Eröffnung der Ausstellung am 
~7. Juni 1973? 
Die Ausstellung könne (wörtlich): ,,gerade den jüngeren Menschen 
am Beispiel der hessischen Ereignisse von 1948/49 verdeutli­
chen ... ", daß unser freiheitlich-demokratischer Rechtsstaat ,, ... 
uns nicht einfach als Geschenk in den Schoß gefallen ist ... ". 
Das ist er nun wirklich nicht, wie Nationalsozialismus und Kommu­
nismus-Bolchewismus beweisen. 

Bundesehrenvorsitzender Christ-ian Weiß 

wird 75 Jahre alt 

Zu einem Leitbild geworden, feiert Christian Weiß am 3. Juli in 
Frankfurt/Main-Hausen, Hausener Obergasse 15, in voller Rüstig­
keit seinen 75. Geburtstag. 

Neben vielen anderen werden die Kameraden des Reichsbanners 
mit zu den Gratulanten zählen, die diesem unbeugsamen Mann, 
dem aufrechten Demokraten, ihre Glückwünsche überbringen. Sie 
haben allen Anlaß, dem „General", wie ihn die Teilnehmer der 
Akademie der Arbeit schon 1929 ohne sein Zutun nannten, zu eh­
ren. 



Die Erfordernisse bewogen auch Chr. Weiß, nicht zu ruhen - wenn­
;ileich er 1971 in Wiesbaden auf der Bildungskonferenz sich von 
der Arbeit des Bundesvorsitzenden zurückgezogen hatte - aktiv 
seine Erfahrungen in die Waagschale zu werfen, dem Reichsban­
ner wieder Geltung zu verschaffen. 
Nach dem 1. Weltkrieg fand der Oberräder 1919 den Weg zur So-
1:ialdemokratischen Partei und dem republikanischen Schutzbund, 
110n 1919 bis 1929 war er Distriktsleiter der SPD in Frankfurt und 
1924 zählte er zu den Gründungsmitgliedern des Reichsbanners. 
\lach der Machtübernahme der Nazis mußte Christian Weiß 1933 
Jntertauchen, denn als ehemaliger Bezirksleiter, hauptamtlicher 
Sekretär und Mitglied des Gauvorstandes des Reichsbanners so­
wie SPD-Funktionär stand er auf der schwarzen Liste des Nazi• 
·egimes. Erst 1936 fand er eine Stelle als Mechanikermeister bei 
jer Fa. Telefonbau & Normalzeit. 
'-Jach dem Zusammenbruch des tausendjährigen Reiches stellte sich 
:;hristian Weiß in seiner Heimatstadt Frankfurt für den Wiederauf­
Jau zur Verfügung. Die Amerikaner setzten ihn zunächst für Auf­
~aben des Internierungslagers ein. Mit den Internierten und den 
10m Gesetz Betroffenen leitete Christian Weiß die Trümmerbe- · 
,eitigung in Frankfurt am Main ein. 
1947 gründete er den SPD-Distrikt Nordend in Frankfurt und seit 
jieser Zeit bis 1964 war Christian Weiß Stadtverordneter. Nach 
::lrst losen zusammentreffen der ehemaligen Reichsbannermitglie­
der widmete sich Christian Weiß der Zusammenfassung und Wie­
jerbelebung des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold. Die Bundes­
<onferenz 1968 in Frankfurt würdigte diese Arbeit und wählte 
:;hristian Weiß zum Bundesvorsitzenden. Seit dieser Zeit ist auch 
jie Bundesgeschäftsstelle in Frankfurt. 
✓iele Ehrungen wurden Christian Weiß zuteil. Für sein kommunal­
J0litisches Wirken dankte die Stadt Frankfurt durch die Verleihung 
jer Römerplakette in Bronze und Silber sowie mit der Ehrenpla­
<ette, 1970 wurde ihm das Bundesverdienstkreuz verliehen. 

hlb 

Das Banner 'Schwarz-Rot-Gold 
Deutschlands Symbol 

(On Siegfried Kemng, Bad Homburg 

3ymbole tauchen schon in grauer Vorzeit auf. Sie spielen in allen 
:pochen der Menschheitsgeschichte eine Rolle. 
)as Wort „Symbol" ist griechischen Ursprungs. ,,Symbolen" kommt 
10n „symballein", was soviel bedeutet wie zusammenwerfen, zu­
;ammenbringen. Ein „Symbolen" war bei den alten Griechen ein 
:rkennungszeichen unter Gast- oder Geschäftsfreunden. Auch Aus­
veise von Boten oder fremden Personen, Kennworte oder schrift­
iche Verträge wurden so bezeichnet. Den Gegensatz dazu stellte 
jer „Diabolus" dar, der Widersacher, der alles durcheinander 
>ringt und Gemeinsamkeiten verhindert. 
m laufe des 19·_ Jahrhunderts wurden Fahnen und Flaggen als 
1ationale Symbole bezeichnet, unEf zwar als „repräsentative", im 
3egensatz zu den aus Vereinfachungsgründen eingeführten, steno­
Jrammartigen Zeichen und Signalen. 
'Vie die Wappenwimpel und Fahnen im Mittelalter, so waren auch 
He landesherrlichen Symbole in der neueren Geschichte auf Grund 
ler überlieferten heraldischen Gesetze meist zweifarbig. Seit der 
m Jahre 1572 erstmalig erschienenen rot-weiß-blauen Geusen­
lagge, di~ nach dem Sieg der Niederländer über die Spanier die 
:rste Nationalflagge der Geschichte wurde, gilt die dreifarbige 
·ahne als Sinnbild politischer Unabhängigkeit, auf das im weiteren 
/erlauf der Geschichte viele revolutionäre und nationalstaatliche 
3ewegungen zurückgreifen. 
Jnter Friedri~h ~arbarossa (1152-90) trat der Adler als Symbol der 
ffneuer~en rom1schen Reichsidee immer stärker gegenüber dem 
~reuzze1chen hervor. Das „Reichspanier" zeigte auf goldgelbem 
~rund de~ schwarzen Adler. Das Aussehen der „Reichssturmfahne" 
tnderte sich mehrmals, aber immer wieder kehrte man zum Adler­
>!_ld zurüc~. ~as Bil_dnis Kaiser Heinrichs VI. (1170-97) als Minne­
;anger, zeigt 1m Reichswappen einen rotbewehrten schwarzen Ad­
er_ a~f goldenem Grund. Die Darstellung von der Romfahrt König 
-leinnchs VII. (1220-35) zeigt die Adlerfahne als Banner des Rei­
:hes. 

Volkstümlich wurden die Wappen, Siegel und Banner nicht, weil sie 
ausschließlich der Obrigkeit vorbehalten waren. Dieses Bild änder­
te sich, als mit der Französischen Revolution (1789) das nationale 
und demokratische Element zum Durchbruch drängte. Das Volk ist 
souverän geworden. Der freie und gleiche Bürger bekennt sich 
zum Symbol seines Staates, das durch die Nationalflagge deutlich 
zum Ausdruck kommt. 

Scharnhorst forderte 1808 in seiner Denkschrift „Für die Erhebung": 
,,Der Krieg muß geführt werden für die Befreiung von Deutsch­
land durch Deutsche. Auf den Fahnen des Landsturms muß 
dieses ausgedrückt sein." 

Als 1813 die Studenten von preußischen und anderen deutschen 
Universitäten zu den Waffen griffen und man nicht lange auf die 
Lieferung von · Uniformen warten konnte, färbten die Männer des 
Freikorps Lützow ihre bürgerliche Kleidung schwarz, versahen die 
„Waffenröcke" mit roten Aufschlägen und goldenen Knöpfen. Als 
der Kampf gegen Napoleon 1815 beendet war und die durch den 
,,Wiener Kongreß" und die Errichtung des „Deutschen Bundes" 
zutiefst enttäuschten Studenten die Jenaer Burschenschaft grün­
deten, blieben sie den Farben ihrer Uniform treu. Am 31. 3. 1816 
überreichten die Jenaer Frauen eine gestickte rot-schwarz-rote 
Fahne mit einem goldenen Eichenzweig in der Mitte und goldenen 
Fransen am Saum. In einem Jenaer Stammbuch wird die Losung 
,,Schwarz-Rot-Gold" bezeugt. Spätestens am 18. Oktober 1817 be­
kamen diese Farben auf dem Wartburgfest eine politische Aus­
deutung als Forderung nach nationaler Einheit, politischer Freiheit 
und verfassungsmäßig geschützter Gleichheit aller Bürger. 
Die Dichter der ersten Gesänge der Burschenschaft verbanden mit 
Schwarz-Rot-Gold von Anfang an Begriffe wie Treue, Freiheit, Va­
terland, Wahrheit, Tat, Mut und deutschem Sinne. Als in den Chor 
der Burschen auch die Turner und wandernden Handwerksgesel­
len einstimmten, hatte sich bereits eine schwarz-rot-goldene Tra­
dition gebildet. Die schwarz-rot-goldene Bewegung des deutschen 
Vormärz (Zeitraum vor der Märzrevolution des Jahres 1848) er­
lebte Pfingsten 1832 durch das „Hambacher Fest" einen einmaligen 
Höhepunkt. Allenthalben sah man schwarz-rot-goldene Abzeichen, 
Kokarden, Armbinden, Rosetten, Schleifen und den deutschen 
Dreifarb (Trikolore). Auf den Ehrentribünen wehten die französische 
und die polnische Fahne. Man erstrebte bereits ein „konförderier­
tes republikanisches Europa". Unter dem Druck der Kriegsgefahr 
von Frankreich auf den „Deutschen Bund" beeilte sich die Bun­
desversammlung am 9. März 1848, dem Willen des Volkes zu ent­
sprechen und den „alten deutschen Reichsadler" und die Farben 
des · ehemaligen deutschen Reichspaniers „Schwarz-Rot-Gold" zu 
Wappen und Farben des Deutschen Bundes zu erklären. Innerhalb 
von zwei Wochen wehten die deutschen Farben in München, Frank­
furt, Wien, Berlin und Köln und wurden zum Symbol der bürger­
lichen Revolution. Der Dichtet Freiligrath grüßte die Farben mit 
folgenden Versen: 

,,In Kümmernis und Dunkelheit, 
Da mußten wir sie bergen, 
Nun haben wir sie doch befreit, 
Befreit aus ihren Särgen! 
Ha, wie das blitzt und rauscht und rollt! 
Hurra, das Schwarz, das Rot, das Gold! 
Pulver ist schwarz, Blut ist rot, 
Golden flackert die Flamme! 
Das ist das alte Reichspanier, 
Das sind die alten Farben ... " 

Am Morgen des 21. März 1848 verkündete ein Aufruf „An die Deut_ 
sehe Nation", daß sich Friedrich Wilhelm an die „Spitze des Ge­
samtvaterlandes" gestellt habe. ,, Ihr werdet ihn mit den alten ehr­
würdigen Farben deutscher Nation noch heute zu Pferde in unse­
rer Mitte erblicker . .-Noch am gleichen Abend erklärte der König: 
„Ich habe heute d1e ·alten Farben angenommen und mich und mein 
Volk unter das ehrwürdige Banner des Deutschen Reiches gestellt. 
Preußen geht fortan in Deutschland auf." 
In München und .der Wiener Hofburg wurde der deutsche Dreifarb 
entfaltet. In fra1;1kfurt allein wurden am 30. März 1848 mehr als 
7.000 deutsche Fahnen gezählt. 
A_uf den Schiffen der „Reichsflotte" wehte die Reichsflagge noch 
bis zum Jahre 1852. Die Handelsschiffe zeigten sie noch lange 
Zeit danach. 
Schwarz-Rot-Gold spielte noch bis in die 60er Jahre hinein seine 
~_olle ~ls Bekenntnis zur Nation, als Wegbereiter wahrer Humani­
tat. yvahrend die deut~chen Farben in Österreich, durch Georg 
Schonerers deutschnat1onale Bewegung, Sinnbild großdeutscher 
B~strebung_en wa~en, verloren sie auf dem Gebiet d. kleindeutschen 
B1smarckre1ches immer mehr an Boden und wurden Ende des 
Jahrh_~nderts durch die kleindeutschen Farben Schwarz-Weiß-Rot 
verdrangt. 

Seit der französischen Februarrevolution 1848 wurde die rote Fah­
ne zum Symbol des Proletariats und wurde ohne tiefere Bedeutung 



von den Arbeiter- und Soldatenräten des Jahres 1918 übernommen. 
Am 9. November 1918 setzten sich die „Alldeutschen Blätter" als 
erstes Presseorgan in Erwartung der „Geburtsstunde Großdeutsch­
lands" mit dem Ruf: ,,Jauchzt den alten schwarz-rot-goldenen Far­
ben zu" für die alten Reichsfarben ein . 
Der Deutschnationale Reinhold Wulle erinnerte mahnend an 
„Schwarz-Rot-Gold", das die rote Fahne ersetzen solle. Der spätere 
Bundespräsident Dr. Theodor Heuß verlangte am 22. November 
1918: ,,Wir müssen die alten Fahnen und Farben des ersten deut­
schen romantischen ·Freiheitstraumes hissen, denn unsere Aufgabe 
ist es, die deutsche Geschichte beim Werk des Jahres 48 wieder an_ 
zuknüpfen. " 
Als aber am 3. Juli 1919 als Artikel 3 in die Reichsverfassung auf­
genommen wurde : ,,Die Reichsfarben sind Schwarz-Rot-Gold, die 
Handelsflagge ist schwarz-weiß-rot mit den Reichsfarben in der 
oberen inneren Ecke" , wurde ein Keim ständiger Unzufriedenheit 
gelegt. Der Flaggenstreit ging während der Weimarer Republik 
sogar durch die Familien. Das am 22. Februar 1924 von Kriegsteil­
nehmern und jungen Männern gegründete „Reichsbanner Schwarz­
Rot-Gold " hatte u. a. das Ziel, diese Farben „in Stadt und Dörfern 
zu hissen und einen Wald von Fahnen in allen deutschen _Gauen 
sichtbar werden zu lassen". 
Was Schwarz-Rot-Gold dem Herzen der Deutschen hätte bedeuten 
können und einem Teil auch wirklich bedeutet hat, das konnten 
alle fühlen, als jene Farben durch das Hakenkreuz verdrängt wa­
ren und die freieste Verfassung der Welt gegen die unfreieste ver­
tauscht war, 
Nach der Kapitulation Deutschlands vom 8. Mai 1945 gab es keine 
deutsche Flagge mehr. Erst genau vier Jahre später f iel eine Ent­
scheidung in der Flaggenfrage: ,,Die Tradition von Schwarz-Rot­
Gold ist Einheit und Freiheit. - Einheit in der Freiheit. Diese Flagge 
soll uns als Symbol dafü r gelten, daß die Freiheitsidee, die Idee 
der persönlichen Freiheit, eine der Grundlagen unseres zukünfti­
gen Staates sein soll (Abgeordneter Ludwig Bergsträsser - SPD). 
Auch die sowjetische Besatzungszone legte sich am 7. Oktober 
1949 auf die deutsche Tradit ion von 1848 und die schwarz-rot-gol­
denen Farben fest. 
Am 17. Juni 1962 bekannte sich Helmut Thielicke zu diesem Symbo} 
mit folgenden Worten: ,,Seitdem am 17. Juni 1953 deutsche Arbei­
ter diese Fahne als Fanal der Freiheit auf dem Brandenburger 
Tor aufpflanzten, als sie dann dafür leiden mußten, und als diese 
Fahne nunmehr durch das Emblem der Tyrannei entstellt, in den 
Herzen unserer Brüder als Symbol ihrer Freiheitssehnsucht lebt -
seitdem hat diese Fahne ihre Weihe erhalten und ist zum Rang 
echter Zeichenhaftigkeit emporgestiegen. Fahnen haben ihre hei­
liche Symbolmacht nicht nur durch das, was sie bekennen und 
gleichnishaft darstellen, sondern vor allem durch das wogegen sie 
sich bekennen und wider das sie zum Feldzeichen werden. - Sie 
sollen ein Bekenntnis sein wider die Tyrannei und eine Verheißung 
für den ersehnten Tag , an dem die Mauern fallen und wir wieder in 
einem Volke vereint sind " . 

Leser schreiben: 
Liebe Freunde, 

Zu dem Entwurf eines Grundsatzprogramms, abgedruckt im 
REICHSBANNER Nr. 3/1973, möchte ich Euch nachstehend einige 
Gedanken mitteilen: " 
Die Verfasser dieses Programms sind offensichtlich der Meinung, 
daß das Reichsbanner wieder, wie vor 1933, eine wirkliche Mas­
senbewegung werden sollte. Außerdem fordern sie den Zusammen­
schluß mit anderen ähnlichen, europäischen Organisationen zu 
einem „ europäischen, demokratischen Schutzbund". 
Mit diesem Ziel bin ich mit vielen meinen Freunden einverstanden. 
Welche Wege, welche Mittel empfehlen sie nun, um zu diesem Ziel 
zu gelangen? 
Wenn man den umfangreichen Katalog an Forderungen und Vor­
schlägen durchgelesen hat, so hat man auf die gestellte Frage 
zwar noch keine Antwort erhalten; dafür weiß man aber jetzt: um 
das REICHSBANNER wieder stark und fähig ?:Ur Verteidigung der 
Demokratie zu machen, empfiehlt man uns, es in eine marxistische 
Sekte umzuwandeln. Denn für dieses Sammelsurium an revolutio­
nären Phrasen kann man vielleicht ein paar Dutzend junge oder 
alte „ radikale Linke " anziehen, aber keine Massen, weder. Ar­
beiter noch einfache liberale Bürger. Mit einer an Naivität gren­
zenden Unbefangenheit ignorieren die Verfasser dieses neuen 
Programms die Erfahrungen von zwei Generationen mit totalitären 
Heilslehren. 

-..... __ _ 
, ;".-: 

Die Mängel , um nur ein Beispiel zu geben, der diversen sozia- ./ 
listischen Modelle in anderen Ländern, werden überhaupt nicht in 
Betracht gezogen. So als stünden wir noch am Anfang des Industrie­
zeitalters werden uns „Vergesellschaftung der Banken" usw., ,,Ar­
beiterkont rolle" und dergleichen wie „Rätegremien", Ausbau der 
Bundesbahn, Polykliniken, der Gesamthochschulen usw., ange­
boten. 
Außenpol itisch sollen wir kurzfristig die Zusammenarbeit mit den 
USA einstellen! 
Mit anderen Worten: Um die Demokratie zu retten, empfiehlt man. 
uns die Umwandlung in einen totalitären Staat, in dem sich die po­
litische und wirtschaftliche Macht in den Händen einiger marxisti­
scher Tugendwächter befinden, die genau zu wissen glauben, was 
die Masse der Bevölkerung braucht. 
In seinem Buch „Das sogenannte Gute" schreibt G. Szczesny: 

,, ... die großen Übel in dieser Welt sind nicht die Folge böser 
Abs ichten, sondern die Folgen eines unbegrenzten Willen zum 
Guten". 

Damit kann man vielleicht den revolutionären Eifer, der sich in 
diesem „ergänzenden Grundsatzprogramm" manifestiert, entschul­
digen. 
Sachlich diskutieren läßt sich über dieses Programm ebensowenig, 
meiner Ansicht nach, wie über das Programm anderer religiöser 
oder politischer Sekten. 

Mit den besten Grüßen G. Schild, Brüssel· 
__./ 

Gerhard Schild war von 1933 bis zur Auflösung Mitglied des 
REICHSBANNERS in Berlin-Kreuzberg. Während der Nazizeit war 
er infolge illegaler Tätigkeit im Gefängnis und im Konzentrations­
lager, danach emigrierte er. 
Nach dem Kriege trat er 1968 wieder dem REICHSBANNER bei. 

Die Redaktion 

Aus den Landesverbänden 
Hessen 
Unser Mitglied Edwin Treschau hat am 15. Mai 1973 das Bundes­
verdienstkreuz erhalten. 
Treschau ist Personalratsvorsitzender des Posttechnischen Zentral­
Amtes in Darmstadt. 

Unser Bundesvorsitzender Christian Weiß feiert am 3. Juli 1973 
seinen 75. Geburtstag. Wir gratulieren ihm dazu recht herzlich. 
Eine Würdigung zu seinem Ehrentage an anderer Stelle in dieser 
Ausgabe. 

Heidelberg Land Bd-Wrttbg. und Ortsverein 
Mitgliederversammlung am 7. Juli 1973, vormittags 10 Uhr, und 
Vorstandswahlen für LV und OV. 
Hd.-Kirchheim, Cafe Leisb'erg , Schwetzinger Straße (erreichbar mit 
Buslinien 40 und 41). TO. u. a. Konstituierung des Landesverbandes. 
Vollzähliges Erscheinen wird erwartet. Freunde und alte Kamera­
den aus den Jahren 1925-1933 willkommen. 

Nachtrag 
Der in der Ausgabe 5/1973 erschienene Artikel „Vom Kampfverband 
zum Schutzbund" stammt aus der Zeitung „Heidelberger Tages­
blatt" vom 26. 2. 1973, Nr. 47. 

Distanzierung voj\ der „Aktion Schwarz-Rot-Gold" e. V. Hamburg 
Durch die Bundespresse wurde ein Aufruf zur Übernahme von fi­
nanziellen Patenschaften veröffentlicht u. a. mit dem Hinweis: 
,,Schwarz-Rot-Gold haben wir gewählt, eingedenk des Schutz­
bundes für."di.e Republik „ Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold". 
Der Bundesvorstand des Reichsbanners erklärt dazu, daß er sich 
von diesem A~.fr~f dist_anziert_ und nichts mit der Sammlung zu tun 
hat.. Wer personl1ch hinter diesem Aufruf steht, wird gegenwärtig 
ermittelt. 

Das Reichsbanner, offizielles Organ des Reichsbanners Bund aktiver Demo­
kraten e. V. und Freiheitsbundes Berlin. 
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